
„Ich werde Ihnen jetzt
diese Akte übergeben“
Bodo Ramelow in der Landtagssondersitzung zum Kalifusionsvertrag

Auf Antrag der LINKEN hatte vor
Beginn der regulären Plenarsitzung
am 19. März eine Landtagssonder-
sitzung zum Kalifusionsvertrag
stattgefunden, auf der Bodo Rame-
low das Wort ergriffen und zwei Ak-
tenordner mit Kopien der inzwi-
schen kursierenden Unterlagen mit
nach vorn ans Rednerpult genom-
men. Im Folgenden Auszüge aus sei-
ner Rede:

(...) Deswegen war mein Anliegen,
und das habe ich Herrn Gnauck ge-
sagt, nehmen Sie doch die Akte, ein-
mal um der Prüfung willen, ist Geheim-
nisverrat gemacht worden. Das kann
ich nur prüfen, wenn ich die Akte ent-
gegennehme und Blatt für Blatt durch-
sehe, ob dieses Material im Umweltmi-
nisterium vorliegt. Zweitens – und das
ist der viel spannendere Teil, mit dem
wir uns auseinanderzusetzen haben –,
wie gehen wir damit um, dass
Kali+Salz glaubt, von uns mit Ewig-
keitsgarantien die Altlastenfinanzie-
rung zu bekommen. Wir haben die Zah-
lung eingestellt, Herr Reinholz, dann
haben wir sie irgendwann unter Vorbe-
halt wieder aufgenommen, weil wir sa-
gen, wir sind in eine Vertragssituation
gekommen, wo wir zahlen, zahlen, zah-
len müssen, und der Bund sagt, geht
uns nichts an. 

(...) Wenn die zweite Partei, nämlich
der Bund oder der Beauftragte des
Bundes uns mit relevanten Informatio-
nen nicht versorgt und uns im Unkla-
ren lässt, wie die Vereinbarungen ge-
troffen werden und wir im Zuge dieser
Vereinbarungen in Zukunft für zwei Mil-
liarden den Kopf hinhalten müssen,
dann will ich wenigstens die Frage ge-
prüft haben, ob wir dort arglistig ge-
täuscht worden sind. (...) Aber tatsäch-
lich ist es so, dass jetzt einfach
Kali+Salz sagt, wir haben Jahr für Jahr
das Geld zu kriegen. Nach meiner Ta-
belle sind es rund 20 Millionen, die sie
im Jahr von uns überwiesen kriegen.
Da ist die Frage, ob wir nicht als Haus-
haltspolitiker und als Parlamentarier
das Recht haben, alle Rechtstatbe-
stände zu prüfen, die diesem Zahlungs-
anspruch zugrunde liegen? Deswegen
noch mal erneut von mir die Fragestel-
lung: Warum nehmen Sie diese Akte
nicht an, die mittlerweile jede Fraktion
hat? Sie sagen, das war das Argument,
die Geheimhaltungsnotwendigkeit ge-
gen Dritte.

Jetzt komme ich wieder auf den Ver-
trag, Herr Gnauck. Sie sind guter, fun-
dierter Jurist. Wenn Sie die Geheimhal-
tungsvorschrift dieses Vertrages neh-
men, da steht drin, dass die Geheim-
haltung nur gegenüber Außenstehen-
den gilt, niemals gegenüber den Ver-
tragspartnern. Wenn wir aber nament-
lich in den Vertrag mit einem Rechts-
anspruch niedergelegt sind, sind wir
Beteiligter. Entweder sind wir Drittbe-
teiligter oder wir sind Vertragspartner.

Wenn wir Vertragspartner sind, gilt
die Geheimhaltung gegenüber uns – al-
so in dem Fall der Landesregierung –
überhaupt nicht und die Landesregie-
rung müsste das Parlament beteiligen.
Jetzt bin ich wieder bei Herrn Gnauck –
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wenn es dann Geheimhaltungsvor-
schriften gibt, dann muss die Aus-
schusssitzung VS sein, die Dokumente
müssen VS sein, dann muss die Ge-
heimhaltung dokumentiert sein und
muss Kali+Salz exakt gegenüber dem
Vertragspartner Land sagen, welche
Ansprüche von Kali+Salz oder Eingriffe
in Gewerbebetrieb sind betroffen. 

Was nicht geht, ist, einfach nur zu
sagen, das ist geheim und das Parla-
ment soll aber bitte gefälligst dafür

Frau Ministerpräsidentin, Ihre Lan-
desregierung hat einen Amtseid ge-
schworen, jeder Einzelne, Schaden
vom Land Thüringen und den Bürgern
abzuwehren. Ich habe von Schäden
hier gesprochen, materiell berechen-
bare Schäden. (...) 

Liebe Frau Ministerpräsidentin, neh-
men Sie es mir nicht übel, ich werde Ih-
nen jetzt diese Akte geben. Die kann
Herr Gnauck mir dann hinterher tra-
gen. Aber diese Akte möchte ich der

Landesregierung dringend empfehlen,
unter den von mir genannten Bedin-
gungen zu überprüfen. Zu überprüfen,
ja, liebe Frau Ministerpräsidentin. (...)

Nein, damit wird deutlich, dass diese
Landesregierung mit dem Parlament
Schabernack treiben will. Sie machen
sich lustig über uns. Sie nehmen nicht
ernst, was hier an Argumenten vorge-
tragen worden ist. Sie gehen nicht ein-
mal in die Unterlagenprüfung. 

Wenn es stimmt, dass 80 Prozent
dieser Akte regierungsamtliche Unter-
lagen sind, wenn das stimmt, Herr
Gnauck, da bleibe ich bei meiner Fest-
stellung. Sie nehmen die Akte nicht an,
weil Sie es nicht prüfen wollen, weil Sie
es nicht feststellen wollen, sondern
weil Sie einfach nur Propaganda nach
außen machen und den Schaden des
Landes Thüringen weiter aufrechter-
halten. Und deswegen, Frau Parla-
mentspräsidentin, kann ich es Ihnen
nicht ersparen, dem Parlament eine
Akte offiziell zu übergeben mit der Bit-
te, die Ausschüsse mit diesen Unterla-
gen in die Lage zu  versetzen, ihre Ar-
beit zu erfüllen. Dafür sind wir vom
Volk gewählt. (...)                               

sorgen, dass jedes Jahr 20 Millionen an
K+S gehen. Eine solche Lizenz zum
Gelddrucken können wir als Parlament
nicht geben, dann entmächtigen wir
uns selber unserer Rechtsansprüche.

(...) Wie soll ich denn als Parlamenta-
rier mit der Regierung ins Gespräch
darüber kommen, ob möglicherweise
ein Altlastensanierungsvertrag vom
Land Thüringen abgeschlossen worden
ist unter Vorspiegelung falscher Tatsa-
chen, wenn ich es nicht prüfen kann
(...) Also, warum, wenn der Vertrag so
geheim ist im Verhältnis zwischen Re-
gierung und Parlament, warum um
Gottes Willen nutzen Sie dann nicht die
Instrumentarien, die Sie haben: Sperr-
vermerk, VS. 

Ja, Sie lachen, Sie nehmen die Akte
nicht mal an. Ja, Sie sagen einfach, Sie
nehmen die Akte nicht. Sie sagen, wir
haben nichts, wir geben nichts, wir
kennen nichts. Das, was Sie machen,
Herr Gnauck, ist Vogel-Strauß-Politik,
aber nicht nur, dass Ihr Vogel Strauß
den Kopf in den Sand steckt, Sie bud-
deln gerade den ganzen Vogel mit ein.
Und damit sind wir dann bei Bern-
hard....

CDU-Vertreter in Landesregierung
und Landtag verfahren weiter nach der
Vogel-Strauß-Methode: Nachdem die
CDU-Landtagspräsidentin Birgit Diezel
von der LINKE-Fraktion den mutmaßli-
chen Geheimvertrag zur Kalifusion be-
kommen hat, weigert sie sich, die Akten
anzunehmen, geschweige denn, einen
Blick hinein zu werfen. Zuvor hatte die
CDU-Ministerpräsidentin die Annahme
verweigert. „Das Verhalten gleicht einer
Geschichte aus Absurdistan. Es ist nicht
nur höchst albern, dass Frau Diezel die
Dokumente nicht zurück gibt, sich aber
trotzdem weigert, sie anzusehen. Es ist
der bisherige Gipfelpunkt einer langen
Reihe von Fehlentscheidungen im Zu-
sammenhang mit lange gesuchten und
als geheim deklarierten Akten. Diese
Landesregierung ist nicht regierungsfä-
hig, weil sie die Übernahme von Verant-
wortung und die Abwendung von Scha-
den für das Land Thüringen verweigert“,
so Bodo Ramelow in einer Pressemittei-
lung am 22. März. Er sprach von einer
„Bankrotterklärung einer Landesregie-
rung und einer Landtagspräsidentin,
wenn wirtschaftliche Interessen eines
Unternehmens über die Interessen der
Menschen Thüringens gestellt werden“.
Im Schreiben an die Landtagspräsiden-
tin hatte Bodo Ramelow unterstrichen:
„Ich bin weder gewillt, mich einem of-
fenbar mächtigen Konzern zu beugen,
noch mögliche Fehlentscheidungen frü-
herer CDU-Regierungen weiterhin ,un-
ter den Teppich zu kehren'.“

Am 24. März hatte Thüringens Justiz-
minister Holger Poppenhäger (SPD) an-
kündigt, den Kali-Fusionsvertrag nicht
mehr als geheimes Dokument zu be-
handeln und den Justizausschuss um-
fassend über die ihm vorliegende Kopie
zu informieren. „Es stellt sich die Frage,
ob das ein Alleingang des Ministers ist
oder ob dieses Vorgehen von der Lan-
desregierung getragen wird“, reagierte
Bodo Ramelow. Vor gerade einmal fünf
Tagen hat Staatskanzleichef Gnauck im
Plenarsaal mit dem Strafgesetzbuch ge-
wedelt und die Weitergabe der Akten als
Straftat bezeichnet. Hat die Staatskanz-
lei nun ihre Position korrigiert oder will
die Ministerpräsidentin ihren Justizmini-
ster jetzt anzeigen? „Es wirkt doch sehr
seltsam, wenn ein einzelnes Ministeri-
um diese Entscheidung bekannt gibt
und die Ministerpräsidentin ihre Wortlo-
sigkeit fortsetzt. 

Es bleibt der Eindruck, dass die CDU
etwas zu verbergen hat. Warum sollte
sie sonst jährlich 20 Millionen aus Steu-
eraufkommen an einen Kali-Konzern
durchreichen“, unterstrich Ramelow.

Alles zum „Kali-Geheimvertrag“
unter http://www.die-linke-
thl.de/themen/themen_a_z/i_o/k
ali_geheimvertrag/                               

Vogel-Strauß-Methode
kommt teuer zu stehen


